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In diesem Land wird  
niemand lächerlich
Als der die Wahrheit sagt. 
Völlig wehrlos
Zieht er den grinsend flachen 
Hohn auf sich
Nichts macht in diesem  
Land ehrlos.
Karl Kraus
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Für diese inhaltlichen Erfolge 
war ich bereit, viel auszuhalten, 
viel in Kauf zu nehmen. Vom 
Rattengedicht über die Nähe 
zu radikalen Gruppierungen  
bis hin zu immer wieder  
auftauchenden Einzelfällen.  
Auch wenn ich es nicht immer 
öffentlich gesagt habe, Sie 
können mir glauben, das war 
oft persönlich nicht einfach. 
Sebastian Kurz

Ich glaube immer noch,  
dass der Grundsatz gilt,  
dass das Recht der Politik  
zu folgen hat und nicht  
die Politik dem Recht.
Herber t Kickl
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Vorwort

Die Regierung Kurz  
und das bürgerliche Lager   

Von Erhard Busek

Was ist eine Wende?

Das Leben ist von Veränderungen begleitet. Wenn die Ver-
änderungen, die uns bewegen, etwas dichter werden, spricht 
man sehr gerne von einer Wende! Man weiß zwar meistens 
nicht, wohin sich die Dinge wenden; manchmal wird auch die 
Schreibung verwechselt, nämlich „Wende“ und „Wände“. Das 
sind aber jene Wände, die man am liebsten hochgehen möch-
te, weil die Dinge so unsinnig sind, die passieren.

Für mich als älterer Jahrgang ist die Versuchung manchmal 
groß, die genannten Wände hochzugehen, weil ich entweder 
manches nicht mehr verstehe oder aus meiner Erfahrung weiß, 
dass die Dinge in Wirklichkeit nicht gut sind – für das Land, das 
politische Geschehen, die Österreicher und schließlich die Euro-
päer!  Dabei kann nicht geleugnet werden, dass wir uns in einer 
Phase massiver Veränderung befinden. Zustände, die lange Zeit 
ziemlich ähnlich waren, Strategien, die ebenso lange Zeit sich als 
richtig erwiesen haben, und politische Gestaltungen, die ebenso 
eine Verlässlichkeit hatten, verabschieden sich. Das ist an sich in 
Ordnung, denn schließlich leben die Entwicklungen davon, dass 
man sich mit ihnen auseinandersetzt, darauf reagiert oder so 
agiert, dass eben ein weiteres Leben gesichert ist. 

Von Karl Kraus stammt der Satz, dass „Österreich eine Ver-
suchsstation für Weltuntergänge“ sei! Mich hat immer getrös-

   9



tet, dass bislang eben dieser Weltuntergang nicht eingetroffen 
ist und besagter kritischer Autor auch eine publikumswirksa-
me Tendenz zur Übertreibung hatte. Ich bin auch immer noch 
nicht der Meinung, dass wir „Doomsday“ vor uns haben, wenn-
gleich den Christen die Vorstellung vom Ende der Welt beglei-
tet, das aber mit Sicherheit anders aussieht, als es sämtliche Ka-
tastrophenfilme Hollywoods und Umgebung voraussagen. 

Wir sollten nüchtern bleiben: Bestimmte Situationen ver-
abschieden sich und verlieren ihre Wirklichkeit. Um an ir-
gendeinem Eck anzufangen, muss man darauf verweisen, dass 
die Dritte Republik schon sehr oft angesagt wurde. Persönlich 
glaube ich, dass sich die Zweite Republik mit einem gewissen 
Wandel in einzelnen Bestandteilen bis jetzt ganz anständig ge-
halten hat. Stabilitätsfaktoren waren nicht nur die wirtschaft-
liche und soziale Entwicklung, sondern auch die politischen 
Institutionen. Ich bin mit dem Dualismus der beiden großen 
Parteien aufgewachsen, habe in diesem System gelebt, mei-
nen Beitrag zum Erhalt, aber auch zur Veränderung geleistet 
und muss rückblickend im Großen und Ganzen sehr zufrieden 
sein. Diese beruhigende Einstellung kann ich langsam nicht 
mehr aufrechterhalten, denn manches von dem, was unsere 
Stabilität ausgemacht hat, hat sich verabschiedet. 

Zunächst einmal sind es die Dimensionen der Politik: Hat es 
bisher genügt, auf die Alpenrepublik zu blicken und zu sehen, 
wie wir mit den Nachbarn zurechtkommen, manche struktu-
relle Veränderungen in der Wirtschaft schaffen und bestimm-
te Arten der Herausforderung bewältigen, so muss man heu-
te sagen, dass das längst nicht mehr gilt. Die Wirklichkeit der 
Globalisierung hat uns voll erfasst, wenngleich sie – das ist der 
erste große Fehler – auch nicht begriffen wird. Wir kreisen im 
nationalstaatlichen Denken herum, das womöglich noch durch 
eine gewisse lokale Dimension verschlimmert wird, beschäf-
tigen uns irgendwie mit Europa, ohne die Gesamtdimension 
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dieser Chance zu begreifen und kapieren nicht, dass eben die-
ser geliebte Kontinent mit seinen ungeheuren Leistungen bei 
der Bevölkerung nur mehr 7 Prozent der Weltpopulation stellt, 
noch 22 Prozent der wirtschaftlichen Leistungskraft und wir zu 
allem Schrecken 50 Prozent der Wohltaten dieser Welt konsu-
mieren. Das wird uns langsam durch die ökologischen Fragen 
bewusst, wenngleich auch nicht verstanden! Instrumentarien 
in diese Richtung haben wir keine entwickelt, einzig und allein 
ist es das Gefühl der Unsicherheit, das uns beherrscht. 

Hier setzt die Politik an: Populismus und Wiederentde-
ckung des Nationalstaates (mit den schrecklichen Ausrufen 
„America first“, „Prima Ĺ Italia“, etc.) zeigen die Primitivität der 
Reaktion. An sich entspricht es der Natur der Menschen, denn 
wenn wir uns bedroht fühlen, versuchen wir uns zunächst ein-
mal selbst zu schützen und möglichst Einflüsse von außen zu 
meiden. Der wunderschöne Wiener Sager: „Jeder denkt an sich, 
nur ich denk an mich.“ ist die eindrucksvollste Beschreibung 
dieses Zustandes. Das kennzeichnet heute die europäische 
Politik, wobei die Ausgestaltung national sehr verschieden ist. 
Jene Nachbarn, die dem Sowjetimperium angehört haben, ver-
suchen als Begründung für ihre Haltung ihre Vergangenheit in 
eben diesem Imperium anzuführen, verbunden mit der Tatsa-
che, dass sie dadurch noch nicht unser Niveau erreicht haben. 
Das ist verständlich, aber nicht hilfreich! Wesentlicher aber ist, 
dass die Vordergründigkeit unseres Denkens zunimmt, wobei 
der schon zitierte Nationalstaat in Wirklichkeit deutlich signa-
lisiert, dass er zur Lösung der Probleme nicht in der Lage ist. Es 
gibt aber keine Bemühung, etwa Europa als weitere Dimension 
gestaltend einzuführen – im Gegenteil, es muss weniger Eu-
ropa geben, wobei die geistige Verwirrung auch hier deutlich 
sichtbar wird. 

Man nimmt Anleihen bei der katholischen Soziallehre 
etwa durch den Begriff der „Subsidiarität“, der an sich richtig 
ist, aber hier falsche Anwendung findet. Wann immer man sich 
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durch irgendwelche Maßnahmen auf europäischer Ebene oder 
gar weiter oben belastet fühlt, schreit man, dass das wieder Sa-
che des Nationalstaates sein muss. Das kann in einigen Fällen 
berechtigt sein. Das aber, was die Politik nicht leistet, ist zu un-
tersuchen. Welche politische Aufgabe kann auf welcher Ebene 
in welcher Dimension am besten geleistet werden? Ein Katalog 
der Zuständigkeiten für Gemeinden, Bezirke, Regionen, Län-
der und den Nationalstaat bzw. Europa wäre zweckmäßig statt 
die Dinge selbst zu lösen. Es sind aber nur Argumente, die zu 
Konflikten führen und bislang keine Ergebnisse gezeitigt ha-
ben. Noch tragischer ist die Tatsache, dass der zweite Teil die-
ses Begriffes, nämlich die „Solidarität“, total vernachlässigt 
wird. Subsidiarität kann nur funktionieren, wenn es die Soli-
darität gibt. 

Es gibt ein primitives Beispiel dafür: den Finanzausgleich. 
Dieser führt in Österreich in brauchbarer Weise dazu, dass die 
verschiedenen Aufgaben im Ausgleich der Zahlungen bewäl-
tigt werden können, wobei interessanterweise in Österreich 
niemand verlangt, dass die Steuerhoheit auf Landes- oder gar 
Gemeindeebene kommt, weil es jedem natürlich angeneh-
mer ist, wenn andere die Steuern einheben und man sie selber 
verteilen kann. Alle Versuche in unserem Land, eine Länder- 
oder gar Gemeindesteuerhoheit einzuführen, sind bislang an 
der Erkenntnis der betreffenden politischen Verantwortlichen 
gescheitert, dass es besser ist, wenn andere das unangeneh-
me Werk der Steuererhebung leisten. Umso weniger gelingt 
es, festzulegen, was wirklich auf europäischer Ebene gemacht 
werden soll, dass dazu etwa Europasteuern möglich wären 
und man die Verwaltungseinheiten auch entsprechend gestal-
ten muss. Das deutlichste Beispiel ist das Scheitern jeglicher 
Art von Transaktionssteuern, auch die Idee einer Europasteuer 
ist bislang gescheitert, wobei im Kontrastprogramm festzustel-
len ist, dass Konzerne längst eine Größe erreicht haben, die auf 
globaler Ebene und erst recht in Europa von entscheidender 
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Bedeutung sind. Hier und da schreit man auf und plakatiert 
den Kampf gegen die Konzerne, wenn man an Amazon, Goog-
le etc. denkt. Einen vernünftigen Vorschlag hat es aber dafür 
noch nie gegeben. Im Kontrast dazu steht die Klage über die 
Steuerschlupflöcher, die aber von den Regierungen sehr gerne 
eingeräumt werden, weil sie sich dadurch einen lokalen Vorteil 
erwirtschaften oder erhoffen.

Diese Frage gilt nicht nur in der materiellen Dimension, 
sondern auch in ganz anderen Bereichen. Wir würden längst ei-
nen europäischen Rahmen für das Bildungssystem brauchen, 
aber die Europäische Verfassung führte dazu, dass Bildungs-
fragen, wie auch die Kultur, weiter Sache des Nationalstaates 
bleiben. Einem geschickten EU-Kommissar ist es vor langer 
Zeit gelungen, das Erasmus-Programm in der EU durchzuset-
zen. Die Zuständigkeit dafür ist an der Wirtschaftskompetenz 
befestigt, nicht aber an Bildung oder sogar Wissenschaft und 
Forschung. Hier betrügen sich die Europäische Union und de-
ren Mitgliedstaaten selber, weil sie an diesem Beispiel sichtbar 
machen könnten, wie wirksam solche Orientierungen an den 
wirklichen Punkten sind. 

Die Liste ließe sich beliebig fortsetzen. Was ich aber damit 
sagen will, ist, dass österreichische Regierungen das bisher 
kaum erkannt haben. Nun haben wir aber eine entsprechen-
de „Wende“ mit Sebastian Kurz und dem Eintritt der FPÖ in 
der Regierung gehabt. Interessant ist aber, dass sich kaum et-
was von diesen Überlegungen im Regierungsprogramm fin-
det, tiefergehende Diskussionen sind mir auch nicht bekannt. 
Die eigentliche Wende wurde im Sicherheitssystem mit der 
Schließung der Balkanroute und  einer Reihe von neuen Ver-
waltungseinheiten herbeigeführt, die mit Sicherheit mehr 
Bürokratie bringen, wobei auch überlegenswerte Fragen an-
geschnitten wurden, wie etwa die Gestaltung der Sozialversi-
cherung und manche Umgestaltungen von Föderalismus und 
überbordenden Strukturen.
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Es muss einmal deutlich gesagt werden, dass viele diese 
Maßnahmen offensichtlich dazu gedient haben, dem neuen 
Regierungspartner Freiheitliche Partei zu helfen, an Bedeu-
tung zu gewinnen. Das ist an sich nicht unverständlich, denn 
das hat noch jede in die Regierung eintretende Partei versucht. 
Beunruhigender aber ist, dass dies an kritischen Punkten der 
Verfasstheit Österreichs eintritt. Der Griff nach dem Sicher-
heitsapparat, der mit dem Namen „Kickl“ verbunden ist, ist ein 
Grund zu einer solchen Beunruhigung. Ich bewundere allein 
schon von der Optik her die Zunahme von Polizeifahrzeugen, 
das Entstehen von neuen Polizei-, ja auch Justizeinheiten, die 
den Eindruck erwecken, dass wir in einem unendlich unsi-
cheren Land leben. Natürlich gibt es Kriminalität, Übergriffe, 
mangelnde Ordnung, aber immer noch sind die Zustände hier 
in Österreich zufriedenstellend. Das Beunruhigende ist viel-
leicht, dass sich manchmal im Schatten der Parteien Mafia-
trukturen herausbilden. Wobei auch einmal ebenso deutlich 
gesagt werden muss, dass die Medien der Herausforderung, 
diese Dinge kritisch zu begleiten, vornehm gesagt, zumindest 
nicht gewachsen sind. Wenn nicht jemand mit dem „Ibiza- 
Video“ ein Geschäft hätte machen wollen, wäre noch niemand 
draufgekommen, welche Ungeheuerlichkeit hier passiert ist. 
Wahrscheinlich noch ungeheuerlicher ist die Begründung die-
ser Situation, die offensichtlich um einiges zurück im Bestre-
ben gelegen ist, dass Politiker Waffen kaufen wollten oder auf 
eine sonstige eigenartige Weise Geld einnehmen sollten. Dass 
es irrsinnig lange dauert, bis man auf diese Ursachen und die 
Täter kommt, spricht nicht für die Transparenz der Republik. 

Ich zähle nicht zu jenen, die das Umfärben von Verwaltun-
gen „kritisieren“, denn das hat noch jede Regierung gemacht. 
Das wirklich Beunruhigende ist die Zunahme der Bürokratie, 
deren deutlichstes Zeichen die Generalsekretäre und die gro-
ßen Ministerbüros sind. Auch die Schaffung neuer Einheiten 
mit manchmal befremdlichen Titeln (z.B. „Ausreisezentrum“) 
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spricht eine deutliche Sprache! Dahinter steht aber eine Auf-
fassung von Politik und Gesetzgebung, die Kickl und Co. sehr 
deutlich vertreten haben, wobei mich in einer Diskussion mit 
dem ehemaligen Innenminister sehr beeindruckt hat, was er 
zur Rolle der Angst sagte. Meine Ansicht war, dass die Politik 
die Aufgabe habe, den Menschen Angst zu nehmen. Seine Ant-
wort war sehr klar: Die Politik muss Angst machen, sonst kann 
sie nichts verändern! Veränderung in welche Richtung? 

Das alles ließe sich noch beliebig fortsetzen, ist aber nicht 
meine Absicht. Mich bewegt vielmehr die Tatsache, dass bis-
lang Herr und Frau Österreicher nicht besonders darüber be-
unruhigt sind, was hier geschieht. Richtig ist, dass ich viele 
besorgte Bürger treffe, die mich auf der Straße anreden, bei 
Veranstaltungen Fragen stellen etc., die sich über diese Dinge 
selber nicht freuen, wobei auch die Sprachwahl hier eine Rolle 
spielt. Das berühmte Wort aus der Bibel „Deine Sprache verrät 
Dich“, das die Soldaten im Hofe der jüdischen Religionsbehör-
de Petrus entgegenhalten, gilt auch in hohem Ausmaß für un-
sere Zeit. Das ist keine Erfindung der Regierung, das ist keine 
Kommunikationsstrategie oder wie immer man es bezeich-
nen möchte, sondern ein Ergebnis der Werbebranche, die in-
zwischen allen eingehämmert hat, dass die Botschaften kurz 
und einheitlich sein müssen. Die Reduktion auf Plakattexte, 
um es vereinfacht zu sagen, ist ein schreckliches Ergebnis die-
ser Entwicklung. 

Hören und zuhören sind die großen Fähigkeiten des Men-
schen, aber wir nehmen uns nicht mehr die Zeit dafür und ha-
ben auch gar nicht vorgesehen, dass man auf jemanden oder 
etwas hören sollte. Dabei leben wir in einem Kommunikations-
zeitalter, wo es von entscheidender Bedeutung ist, dass man im 
Umgang mit „Social Media“ auch diesen Markt beherrscht. Es 
darf aber die Frage gestellt werden, ob „Social Media“ über-
haupt zur Kommunikation bestimmt sind? Es geht hier viel-

   15



mehr darum, den Markt zu beherrschen, als einen richtigen 
Inhalt zu bieten. Offensichtlich gibt es zu wenig Stimmen, die 
auch versuchen, eben diese Inhalte zu suchen und zu untersu-
chen, zu differenzieren und zu gestalten. Ich bin mit dem Wort 
„Der Glaube kommt vom Hören“ aufgewachsen. Heute habe 
ich Zweifel, ob man überhaupt noch hören will, ja zuhören 
kann, weil wir uns gar nicht mehr die Zeit dazu nehmen. Dass 
dazu auch geistige Funktionen wie etwa die Unterscheidung 
der Geister notwendig sind, ist stark verlorengegangen. Dieses 
kritische Wort muss auch der Journalismus akzeptieren. Sehr 
vieles von dem, was den politischen Parteien im Allgemeinen 
und der Regierung im Besonderen angelastet wurde, ist ein 
Ergebnis der Mediensituation, die sich ebenso in einem radi-
kalen Ausmaß verändert. Allein schon die Vielgestaltigkeit der 
Fernsehlandschaft, die wiederum nicht die Bedeutung hat, 
wie man allgemein vermutet, ist ein Zeichen dafür. Wir wissen 
aber in Wirklichkeit noch nicht, wie sich „Social Media“ wirk-
lich auswirken, weil der Umgang mit ihnen, die Entwicklungen 
entsprechender Regelungen und dergleichen mehr noch weit 
davon entfernt sind, praktikabel zu sein. 

Beunruhigend ist allein schon die Verrohung der Sprache, 
die hier stattfindet, wobei offensichtlich bei den geliebten ös-
terreichischen Teilnehmern das Unterste zuoberst kommt. 
Darüber müsste nachgedacht werden, wieso das geschieht, 
denn wenn solche Aggressionen vorhanden sind, die auf diese 
Weise sich ihren Bann schaffen, ist noch mehr zu befürchten. 
Mit dem Gesetz allein wird man das nicht lösen können, wahr-
scheinlich braucht es eine andere Form des Gespräches, des 
aufeinander Zugehens.

Wer soll das machen? Wir reden von der Vielgestaltigkeit 
der „Civil Society“, wobei ich mir nicht ganz sicher bin, dass sie 
schon „civil“ ist – im Sinne, dass es eine wirklich bürgerliche 
Gesellschaft ist. Hier verstehe ich das Bürgertum nicht im Sin-
ne des „Bourgeoisie“, sondern des „cives“ wie uns die Römer 
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bereits den Bürgerbegriff übermittelt haben, also jeder Ein-
zelne ist davon betroffen! Dieser Bürgersinn wird Schritt um 
Schritt schmäler, weil er eigentlich gar nicht geschätzt ist. Das 
müsste insbesondere politische Gruppen beunruhigen, die 
des Öfteren das „Bürgerliche“ für sich in Anspruch genommen 
haben. In aller Deutlichkeit muss gesagt werden: Das bedeutet 
nicht Trägheit, Sattheit, Zufriedenheit oder gar die Vertretung 
eines Prestiges, sondern die Anteilnahme an der Gesellschaft 
im wirklichen Sinn. 

Wenn es heute radikalere Gruppen gibt, dann vor allem auch 
deswegen, weil sich darin Menschen wiederfinden, die das Ge-
fühl haben, an den Rand gedrängt worden zu sein, „Margina-
lisierung“ sagt man heute dazu! Auch hier gibt es eine Aufgabe 
der Politik, nämlich der politischen Parteien, aber auch aller 
politischen Bewegungen, die es zum Glück in Österreich reich-
haltig gibt. Diese Gesichtspunkte finde ich eigentlich kaum in 
Programmen, höchstens in einigen Überschriften, aber wohl 
kaum in Maßnahmen. Das verlangt natürlich auch bestimmte 
Grundhaltungen. Hier muss man ganz positiv bemerken, dass 
bei den vielen Diskussionen, die ich in jeder Woche irgendwo 
in Österreich und auch außerhalb durchführe, die Nachfrage 
nach Wertvorstellungen existiert – ich möchte es gerne „Bin-
dungen“ nennen, weil damit das lateinische Wort „religare“ 
auftaucht, also in einem offenen und weiteren Sinn Religion. 
Von Religion wird aber heute herzlich wenig gewusst. 

Beim Abschied des Evangelischen Bischofs von Österreich, 
Dr. Michael Bünker, habe ich mit Interesse gehört, dass der ge-
genwärtige Bundespräsident Van der Bellen vor kurzem in die 
Evangelische Kirche eingetreten ist. Es gibt also offensichtlich 
eine gewisse Bewegung in diese Richtung, weil zeitweise auch 
die Eintritte in die Konfessionen die Austritte überwiegen.  Es 
geht mir nicht darum, eine Religionsgesellschaft zu erzeugen, 
aber Bindungen zu erhoffen, denn diese sind mit Sicherheit ein 
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Halt in dieser bewegten Zeit. Dafür darf auch eingetreten wer-
den, vor allem auch für die Politik. Es geht nicht darum, etwa 
eine christliche oder sonstige Gesetzgebung zu verankern, 
wenngleich die Reflexion von Grundsätzen sicher eine Rolle 
spielen könnte. Vielmehr geht es darum, das auch in entspre-
chender Weise zu vertreten. Ich glaube, dass heute der Bezug 
zu diesen Gesichtspunkten relativ schmal geworden ist. 

Ich registriere mit Sorge, dass Repräsentanten dieses Staats 
eigentlich gar nicht mehr richtig in der Lage sind, solche Hal-
tungen zu beschreiben. Dabei geht es nicht um die Erfüllung 
der „Christenpflichten“, sondern Haltung als Orientierung in 
der Gesellschaft. Wir diskutieren die Dinge nur oberflächlich, 
etwa wenn der Karfreitag seine Rolle als Feiertag für die Pro-
testanten infolge eines EU-Gerichtshofbeschlusses verliert. 
Vielleicht darf darüber nachgedacht werden, was ein Feiertag 
eigentlich bedeutet. Es ist ein Geschenk, dass man auch etwas 
feiern kann, nicht nur in Bezug auf eine Konfession, sondern 
generell. Gibt es noch eine Reflexion darüber, was der Sonntag 
in einem Ablauf einer Woche bedeutet? 

Genug der Predigt! Es braucht vielmehr eine grundsätzli-
chere Haltung und ein Gespräch darüber. Ganz sicher nicht 
den Konflikt in Richtung von mehr Konflikten, sondern in 
Form von Angeboten, die uns eigentlich das Leben erleichtern, 
wenn wir eben Bindungen haben! 

Die Situation ist günstig, wenngleich ich mit Sorge regist-
rieren muss, dass etwa die Kirchen, die zuallererst interessiert 
sein müssten, diesen Zustand viel zu wenig nutzen. Positiv al-
lerdings möchte ich vermerken, dass die Nachfrage nach Bin-
dungen, nach Wertvorstellungen in den politischen Diskus-
sionen, die ich führe, beim Publikum sehr stark vertreten ist. 
Vielleicht gibt es hier eine Mangelerscheinung, die nicht nur 
von den Repräsentanten der Konfessionen, sondern vor allem 
auch von der Politik viel zu wenig wahrgenommen wird. Es ist 
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zu wenig, auf die Bedeutung der Menschenrechte zu verwei-
sen, denn diese sind ja schließlich eine Grundlage unseres Zu-
sammenlebens und als Orientierung notwendig, aber zu we-
nig! Ich habe auch Zweifel, ob der absehbare Ethikunterricht 
das abdecken wird, denn wir wissen genau, dass wir heute zu 
wenig Lehrer haben, ja uns auch eigentlich gar nicht darüber 
im Klaren sind, welche Ethik unterrichtet werden soll. Ich habe 
in einer Schule festgestellt, dass man dort als Ethik das Fach 
„Verkehrserziehung“ versteht, die sicher notwendig ist, aber 
wirklich in den unteren Rängen ethischer Vorstellungen vor-
kommt, nämlich im Respekt gegenüber den anderen, die sich 
auch auf einer Straße in irgendeiner Form bewegen. 

Noch einmal: Wir gehen nicht auf einen Weltuntergang 
zu, wenn wir begreifen, dass wir selbst alle Möglichkeiten ha-
ben. Da ist allerdings die Form, wie darauf hingewiesen wird, 
manchmal etwas eigenartig. Ich habe sehr früh ökologische 
Gesichtspunkte in der Politik vertreten. Mich beunruhigt aber 
die gegenwärtige Masche, mit der das betrieben wird. Ich habe 
allen Respekt vor einem schwedischen Mädchen, weniger Re-
spekt vor einem ehemaligen Österreicher, der ein erfolgreicher 
Hollywoodschauspieler geworden ist, weil er zu seinen ökolo-
gischen Auftritten mit dem Privatjet kommt, was sicher nicht 
besonders ökologisch ist. Meine Sorge ist, dass hier eine Ma-
sche verfolgt wird. Die eigentliche ökologische Frage ist aber 
das Maßhalten, sich selber Grenzen setzen, dann wird die Be-
lastung unserer Welt, die uns anvertraut ist, sinken. Vielleicht 
ist der Gedanke notwendig, dass „Weniger ist mehr“ auch eine 
politische Kategorie sein könnte. Diese Überlegungen spielen 
allerdings keine Rolle, wenngleich sie in einzelnen Punkten 
wie etwa „weniger Auto, weniger Mobilität, weniger Konsum“ 
manchmal auftauchen. 

Vielleicht wäre es ein interessantes Thema, wenn man in 
Zukunft die Frage stellt, was wir wirklich für das Leben brau-
chen? Wir haben heute zweifellos mehr als wir brauchen, wo-
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bei es natürlich auch Teile unserer Gesellschaft gibt, für die das 
nicht gilt, weil sie zu wenig haben. Das wird dann als „Min-
derheitenschutz“ bezeichnet, was schon sehr deutlich zeigt, 
dass es ein bewältigbares Problem darstellt. Es wäre also jeder 
politischen Gruppierung zu empfehlen, darüber zu reden und 
in einen Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern einzutreten, 
was wir wirklich für ein auskömmliches Leben brauchen. Es ist 
genug da, dass wir unser Auskommen haben können. Es hängt 
aber nicht so sehr primär von der Verteilung ab, sondern von 
der Einstellung, was wir uns selber für dieses Leben geneh-
migen und abverlangen. Das beim letzten Wahlkampf aufge-
tauchte Plakat, dass sich jeder nehmen soll, was ihm zusteht, 
ist genau die gegenteilige Strategie und eigentlich schrecklich! 
Das aber haben wenige festgestellt. 

Damit wären wir bei der eigentlichen Wende, die wir drin-
gend brauchen, nämlich eine andere Betrachtungsweise, was 
zum Leben selber notwendig ist. Die Politik kann hier nicht 
auf Substitute hoffen, die es statt ihr machen. Sie selbst hat 
die Auf gabe, das zu klären. Dass andere Gruppen in der Ge-
sellschaft in eine ähnliche Richtung gehen, dass es Forschung 
und Wissenschaft braucht, um die Dinge zu erklären und den 
Wandel zu instrumentieren, ist außer Frage. Es ist aber nicht 
notwendig, diese Dinge hysterisch durchzuführen, sondern 
in einer gewissen ruhigen Gelassenheit, die mit Nachdenken 
und daraus resultierenden Konsequenzen verbunden ist. Die-
ser unserer Zeit empfehle ich mehr Nachdenklichkeit samt den 
Schlussfolgerungen daraus, denn schließlich geht es um unser 
Leben und um unsere Zukunft. Diese aber ist nicht zu plakatie-
ren, sondern zu bewältigen. 
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1. Kurz und die  
Sollbruchstelle Kickl

Es begann mit heiligen Schwüren und endete mit düsteren 
Drohungen: Am 18. Dezember 2017 wurden Sebastian Kurz 
und sein Kabinett von Bundespräsident Alexander van der 
Bellen angelobt. Sofort war von einem „neuen Stil“ der Zu-
sammenarbeit die Rede, der vor allem darin bestehen sollte, 
dass die beiden Parteien nicht öffentlich streiten würden. Nach 
dem Auftauchen des Ibiza-Videos wurde nicht nur schnell ge-
stritten, sondern auch gedroht. Der entlassene Innenminister 
Herbert Kickl analysierte seinen bisherigen Partner Sebastian 
Kurz in der Nationalratssitzung vom 27. Mai 2019, zehn Tage 
nach Bekanntwerden des Ibiza-Videos, als Mann, dem es nur 
darum ginge, seinen Machtbereich auszuweiten. Und dann: 
„Ich habe mit russischen Oligarchen vielleicht weniger zu 
tun als andere, die hier auf diesen Regierungsbänken sitzen.“ 
Kickl weiter: „Ich gehe davon aus, dass wir in den kommenden 
Wochen und kommenden Monaten vielleicht Dinge erfahren 
werden, vielleicht auch ein Sittenbild zum Vorschein kommen 
wird in den Zusammenhängen, wo ich Ihnen nur sagen kann, 
dass vielleicht das, was wir auf den Bändern von Ibiza sehen, 
Dinge, die unter Alkoholeinfluss gesprochen wurden, gegen 
die Wirklichkeit, die nüchtern ist, verblassen könnten.“

Etwas kompliziert in der Satzkonstruktion, aber sehr klar 
in der Aussage droht hier Kickl mit Enthüllungen, gegen die 
Straches geplanter Verkauf von österreichischen Interessen 
an eine vermeintliche russische Oligarchennichte harmlos 
sein soll. Plötzlich agiert Kickl gegenüber seinem ehemaligen 
Partner mit Methoden, die er auch sonst gerne anwendet: Er 
verbreitet Angst.

Halten wir kurz inne: Herbert Kickl war 17 Monate lang 
als Bundesminister für Inneres Chef von 30.000 Polizisten und 
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vielen Behörden, die für die innere Sicherheit der Republik  
Österreich zuständig sind. Kaum entlassen, und zwar ganz 
ordnungsgemäß nach der österreichischen Bundesverfas-
sung, droht der Mann, der auf diese Verfassung angelobt war, 
mit einem „Sittenbild“, das er offenlegen werde. Der Mann, der 
über geheime Informationen über Österreich und viele seiner 
Staatsbürger, vielleicht auch über Geheimnisse von anderen 
EU-Staaten, Bescheid wusste, stellt negative Konsequenzen 
für seine Heimat in den Raum. Jene Heimat, die er stets vorgab 
schützen zu wollen, wenn auch mit fragwürdigen Entschei-
dungen und geschmacklosen Reimen. Und noch etwas: Nach 
dem ersten Schock und einem für den Ibiza-Skandal erstaun-
lich guten Wahlergebnis für die FPÖ bei den EU-Wahlen am 
26. Mai 2019 spricht der neue FPÖ-Chef Norbert Hofer schon 
von der Fortsetzung des angeblich „erfolgreichen Weges“. 

In Wirklichkeit war diese Regierung der Beginn des Weges 
in eine autoritäre Republik. Herbert Kickl hatte die Strategie 
geplant und dabei Sebastian Kurz den Führersitz und damit 
den Anschein der Macht überlassen, solange dieser als Kanzler 
der Planung und den Aktionen Kickls folgte. Noch im Wahl-
kampf hatte Kurz für den Bundeskanzler die „Richtlinien-
kompetenz“ nach deutschem Vorbild verlangt, die lag aber in 
Sicherheitsfragen de facto bald beim Innenminister. 

Das Ende dieser Kooperation war dann abrupt, aber es 
musste kommen, denn Sebastian Kurz merkte, dass er an 
Macht verlor und Herbert Kickl immer mehr das Geschehen 
dominieren wollte. Wie das ablief, soll hier beschrieben und 
analysiert werden.

Herbert Kickl ist die Konstante der FPÖ seit Jörg Haider, er 
steckt hinter den Kampagnen und den bösen Sprüchen, für die 
zunächst Haider und dann Strache Applaus bekamen. Zwar 
war nach der Spaltung vom BZÖ im Jahr 2005 Heinz-Christian 
Strache FPÖ-Chef, und nach dessen peinlichem Abgang Nor-
bert Hofer – aber Kickl bestimmte stets das Auftreten der FPÖ. 
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Nun gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder war es der größ-
te Fehler von Sebastian Kurz, den Kärntner mit der stets ag-
gressiven Rhetorik als Innenminister zu akzeptieren, denn 
der langjährige FPÖ-Generalsekretär war von Anfang an die 
Sollbruchstelle der türkis-blauen Koalition. Oder es war eine 
überaus raffinierte Strategie von Kurz. Denn er wusste, dass 
er an der Person Kickl die Koalition jederzeit beenden könn-
te – und immer höhere Beliebtheitswerte haben würde als der 
ehemalige Philosophiestudent ohne Abschluss. Diese Varian-
te klingt originell, ist aber weniger wahrscheinlich. Aus FPÖ-
Quellen ist nämlich bekannt, dass Heinz-Christian Strache 
zunächst selbst Innenminister werden wollte, dann aber dar-
auf verzichtete, als er sah, wie groß die Arbeitsbelastung und 
vor allem auch das Gefahrenpotenzial dieses Amtes ist. Als die 
FPÖ dann Kickl vorschlug, glaubte Kurz nicht mehr zurück zu 
können, das Innenministerium war bereits der FPÖ zugesagt. 
Der ÖVP-Chef war in Eile, er wollte noch vor Weihnachten 
2017 seine Regierung präsentieren. Dabei ließ er sich sogar die 
Rücknahme des Rauchverbots in Lokalen abringen, obwohl 
die ÖVP-Abgeordneten genau das zuvor mit der SPÖ beschlos-
sen hatte. Für eine Auseinandersetzung mit der FPÖ um das 
Innenministerium hatte Sebastian Kurz keine Nerven mehr. 
Und Herbert Kickl hatte einen Plan, wie er das Land verändern 
würde, auch durch die Verbreitung von Angst.

Machtwille und Mediendominanz

Wie hat sich Österreich in diesen eineinhalb Jahren vom An-
tritt der Regierung am 18. Dezember 2017 bis zum Misstrau-
ensvotum gegen Kurz und sein gesamtes Team am 27. Mai 
2019 verändert? Und wer hatte welchen Anteil? Sicher ist: 
Sebastian Kurz wollte die Macht um jeden Preis, und er ver-
stand es geschickt, damit zu hantieren, wenn auch ohne kla-
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re gesellschaftspolitische Überzeugung, was er denn mit der 
Macht anfangen soll. Herbert Kickl hingegen hatte eine Visi-
on, und für diese brauchte er einen höchst effizienten Appa-
rat. Umso besser, wenn dieser zum Großteil aus bewaffneten 
Einheiten im Bereich des Innenministeriums bestehen konn-
te. Die kurze Amtszeit von Türkis-Blau ließ eine grundsätzli-
che Veränderung der Republik Österreich nicht zu, aber die 
Ansätze sind zu erkennen, und sie deuten in Richtung eines 
autoritären Staates, der durch Erzeugung von Angst errichtet 
werden sollte. Der frühere Vizekanzler Erhard Busek hat ja in 
seinem Vorwort eine Diskussion mit Kickl beschrieben, wo 
dieser argumentierte, die Politik müsse den Menschen Angst 
machen, wenn sie etwas verändern wolle. Kickl machte Angst, 
und Kurz schaute lange zu, weil er sich im Besitz der Macht so 
wohlfühlte.

Andreas Mölzer, der wegen rassistischer Äußerungen von 
seinem Mandat als EU-Abgeordneter zurücktreten musste, 
hat die FPÖ in einem TV- Interview einmal als „revolutionäre 
Partei“ bezeichnet. Er hat dann ein wenig geschmunzelt, als 
wäre es ihm peinlich, so offen seine Gedanken auszuspre-
chen. Aber niemand durfte überrascht sein, als Kickl etwa an 
der Menschenrechtskonvention zweifelte, die in Österreich 
im Verfassungsrang steht, oder im ORF-Report formulierte: 
„Das Recht muss der Politik folgen und nicht die Politik dem 
Recht.“ Die ÖVP wiederum hat sich immer als bürgerliche 
und vor allem staatstragende Partei verstanden. Warum die 
ehemals starken Landeshauptleute und Chefs der Bünde Se-
bastian Kurz völlig willenlos die Partei übergaben und auch 
später nur intern murrten, wenn wieder einmal ein sogenann-
ter „Einzelfall“ den Charakter des Partners FPÖ offenlegte, be-
darf noch einer genaueren Analyse. Jedenfalls zogen sie sich 
auf ihre geografischen oder inhaltlichen Bereiche zurück und 
wollten bestenfalls peu à peu wahrhaben, wie sich Österreich 
veränderte.
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So unterschiedlich Kurz und Kickl im Auftreten sind, so 
sehr ähneln sie einander im Umgang mit den Medien, vor al-
lem, was das Ziel betrifft: nämlich Einfluss zu haben, und zwar 
mit vielen denkbaren Methoden, wenn es sein muss auch mit 
der Verbreitung von Angst. 

Der Unterschied lag in der Vorgangsweise. Kurz und sei-
ne Gefolgschaft machten es meistens geschickter, der Kanzler 
setzte lieber Mitarbeiter für Interventionen ein, griff aber auch 
selbst oft zum Telefon, mit einer Mischung aus Interesse an Re-
dakteuren, deutlichen Wünschen an diese und Druck auf Ei-
gentümer. Kickl agierte mit seinem Medienerlass vor allem ge-
richtet gegen KURIER, Standard und Falter, der immerhin zu 
einer kurzfristigen Solidarität unter Journalisten führte. Aber 
er wollte auch, dass seine Macht in der Regierung bekannt ist. 
Ein wenig Angst verbreiten, das passte ihm auch. Im ORF kur-
sierte der Spruch: „Wenn du was werden willst, musst du zum 
Kickl gehen, nicht zu Strache.“ So etwas gefiel dem Politiker, 
der sich oft zu wenig anerkannt fühlte.

Der Versuch, aus der Republik Österreich einen Staat mit star-
ken autoritären Tendenzen zu machen, ist vorerst gescheitert. 
Vorerst. In dem Strache-Video geht es, soweit es bekannt ist, um 
den Zugriff auf Medien und auf Wirtschaftsunternehmen zum 
Zwecke des Machterhalts, um illegale Parteispenden und um 
den von der FPÖ erwünschten größeren Einfluss Russlands. 
Dieser ist bei der FPÖ wie bei den anderen rechten bis rechts-
extremen Parteien in Europa durchgehend zu beobachten, was 
durchaus bemerkenswert und nicht zu unterschätzen ist. 

Das besonnene Vorgehen von Bundespräsident Alexander 
van der Bellen hat unser Land kurzfristig beruhigt, Bundes-
kanzlerin Brigitte Bierlein und ihr Team kluger und erfahrener 
Expertinnen und Experten gibt den Menschen ein wenig Ver-
trauen in die Staatsgeschäfte zurück. Die neue Bundeskanzle-
rin zitierte bei ihrem ersten Auftreten im Nationalrat den römi-
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schen Politiker und Autor Marcus Tullius Cicero: „Nichts hält 
das Gemeinwesen besser zusammen als die Verlässlichkeit.“ 
Und Bierlein weiter: „Für Verlässlichkeit stehen wir, und um 
Vertrauen werben wir.“

Vertrauen, Parteispenden und wieder ein Wahlkampf

Der Vertrauensindex der Politiker, den die Austria Presse 
Agentur (APA) regelmäßig erstellt, zeigte schon Mitte Juni: Es 
tut sich etwas im Land. Die neue Bundeskanzlerin Bierlein 
kam im Vergleich zum April auf sehr hohe 40 Prozent, gleich 
gefolgt von Bundespräsident Alexander van der Bellen, wäh-
rend der frühere Bundeskanzler Kurz einen Rückgang um 16 
Punkte auf 11 hinnehmen musste. Aber auch SPÖ-Chefin Pa-
mela Rendi-Wagner verlor, sogar um 17 Punkte, und kam nur 
auf minus 17. Die FPÖ-Politiker sind in dieser Befragung alle 
abgestürzt, am tiefsten natürlich Heinz-Christian Strache und 
Johann Gudenus. Bei Beate Meinl-Reisinger und Werner Kog-
ler zeigte die Kurve hingegen nach oben, bei der Neos-Chefin 
um acht Punkte, beim Grünen um sechs. (Hinweis: Die Punk-
tezahl ergibt sich aus dem Saldo zwischen „Ich habe Vertrauen 
zu diesem Politiker“ und „Ich habe kein Vertrauen zu diesem 
Politiker “.) 

Der beginnende Wahlkampf hat das Vertrauen vieler Po-
litikerinnen und Politiker aber weiter reduziert, denn es ging 
von Beginn an nicht um Ideen für die Zukunft, sondern um 
Parteispenden, weil bekannt wurde, dass der Tiroler Bauin-
dustrielle Klaus Ortner für den letzten Wahlkampf rund eine 
Million Euro an die ÖVP gespendet hatte, allerdings gestückelt 
in kleine Beträge, wodurch diese nicht sofort publik gemacht 
werden mussten. Aber die Parteien sind in der Verfassung als 
„wesentlicher Teil der demokratischen Ordnung“ verankert, 
also muss darauf geachtet werden, wie sie Österreich weiter 
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entwickeln wollen. SPÖ und FPÖ haben in sonderbarer Ein-
tracht die Kontrolle der Parteien durch den Rechnungshof ver-
hindert. Das ist nicht nur bedauerlich, es ist auch unlogisch, 
weil die Parteien laut Verfassung eben eine wesentliche Rolle 
in der Demokratie spielen. 

Dieses Buch zeigt einiges von dem auf, was sich in Öster-
reich in den letzten eineinhalb Jahren verändert hat. Wir er-
innern uns an den Satz des FPÖ-Präsidentschaftskandidaten 
Norbert Hofer, der im Zuge einer TV-Debatte im ORF im Rah-
men des Wahlkampfs 2016 zu Ingrid Thurnher gesagt hat: „Sie 
werden sich wundern, was alles möglich ist.“ Über manches 
haben wir uns nicht gewundert, weil die FPÖ rechtspopulis-
tische Parteien und autoritäre Systeme zum Vorbild hat. Wie 
sehr Sebastian Kurz, der Chef einer Partei, die sich früher ein-
mal an der christlichen Soziallehre orientiert hat, der FPÖ und 
vor allem Herbert Kickl nachgegeben hat, war dann doch er-
staunlich. Wie dies möglich war und welche Lehren die Politik 
und Bevölkerung daraus ziehen können. Vor allem aber: Was 
heißt das für die nächste Bundesregierung? Wird Sebastian 
Kurz wieder mit der FPÖ koalieren? Der ÖVP-Chef schließt 
das jedenfalls nicht aus, und auch Herbert Kickl und Norbert 
Hofer haben schon davon gesprochen. Die Person des jetzigen 
FPÖ-Klubobmanns Kickl wird dabei wesentlich sein. Er will 
unbedingt wieder Minister werden, würde aber auch vom Pos-
ten des Klubobmanns aus einen anderen FPÖ-Innenminister 
inhaltlich steuern. Die Diskussion darüber gab es gleich zu 
Beginn des Wahlkampfs. Auch in der ÖVP sprach man darü-
ber, aber nicht öffentlich, die Disziplin in der früher so undis-
ziplinierten Partei ist noch immer erstaunlich groß, jedenfalls, 
solange Sebastian Kurz Erfolg hat. Und der ÖVP-Chef wieder-
holte stets nur, er wolle Kickl nicht mehr in einer künftigen 
Regierung haben. Kickl dazu in oe24: „Kurz hat schon viel ge-
sagt.“ Ex-Minister Gernot Blümel sieht Kickls Diktum von der 
„sozialen Heimatpartei“ als „sozialistisch-nationalistisch an-
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gehaucht“, wie er im KURIER am 14. Juli 2019 erklärt, aber eine 
Zusammenarbeit mit der FPÖ schließt er keineswegs aus.

Viele honorige Persönlichkeiten in der ÖVP haben in den 
letzten zwei Jahren aus Solidarität geschwiegen, oder, wie es der 
frühere Kärntner Landeshauptmann Christof Zernatto in der 
Kleinen Zeitung formulierte: „Manchmal hätte ich mir einen 
Aufschrei erwartet.“ Die ÖVP-Landeshauptleute hat Sebastian 
Kurz ganz einfach hinter sich gebracht. Ihnen versprach er, er 
würde in ihre Kompetenzen nicht eingreifen, wie ÖVP-Lande-
schefs in internen Kreisen erzählten. Das verschaffte dem Bun-
deskanzler Ruhe an einer wesentlichen, der innerparteilichen 
Front, an der andere ÖVP-Chefs schon verzweifelt oder gar 
gescheitert sind. Allerdings hat der junge Parteiobmann allei-
ne schon dadurch jeden Anspruch auf wirkliche Reformen im 
Österreich aufgegeben, denn echte Einsparungen wären nur 
durch Veränderungen der Kompetenzen zwischen Bund und 
Ländern möglich. Das werden wir am Beispiel der angeblich 
sparsameren Organisation der Sozialversicherung sehen. Die 
sogenannte Reform mit der vereinbarten Errichtung der Öster-
reichischen Krankenkasse (ÖKK) wird finanziell nicht so viel 
bringen wie versprochen war. Nur ein neues Spitalskonzept 
würde viel Geld sparen. Aber das würde auf Kosten des Einflus-
ses der Landesfürsten gehen, das hat sich Kurz nicht getraut.

Eines hatte sich Sebastian Kurz bei der Bildung der Regie-
rung mit der FPÖ im Herbst 2017 aber ganz fest vorgenommen: 
Die neue Führung im Land müsse stets Harmonie vermitteln. 
Die Österreicherinnen und Österreicher hatten genug vom 
ewigen Streit. Dieses Thema zog sich seit Jahren durch die In-
nenpolitik. Im Jahr 2008 wollte ÖVP-Chef Willi Molterer den 
Streit in der Regierung mit einem heftigen „Es reicht!“ beenden, 
die Wahlen gewonnen hat aber SPÖ-Chef Werner Faymann mit 
dem Slogan „Genug gestritten!“. 

Im Jahr 2017 war das anders gelagert. Den Streit hatte ja 
– und das ist die Pointe hier – Sebastian Kurz selbst seit dem 
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Amtsantritt des neuen Kanzlers Christian Kern befeuert, un-
terstützt in erster Linie von Wolfgang Sobotka, der aus Dank-
barkeit dafür als einziger aus der alten ÖVP-Führung politisch 
überlebte. Nun ist die Annahme, dass eine Regierung aus zwei 
unterschiedlichen Parteien immer nur freundschaftlich mitei-
nander umgehen würde, entweder sehr naiv. Oder, wie in die-
sem Fall, ein klares Kalkül: Kurz steht in seiner Inszenierung 
immer für das freundliche Gesicht der Politik. Wenn es also 
einmal schiefgehen würde, muss der Partner verantwortlich 
gemacht werden. Und noch etwas: Dieses Bild von Harmonie 
und Einigkeit entsprach auch dem Charakter des jungen Kanz-
lers, der alles und jeden in seiner Umgebung kontrollieren 
wollte, in erster Linie seine Partei, dann aber gleich die Medi-
en, mit vielen, recht unterschiedlichen Methoden. 

Methoden, die offenbar wirken. „Was, du schreibst ein 
Buch über Kurz?“, wurde ich öfter gefragt. „Wird dir das nicht 
schaden?“ Was für ein Denken! Was ist los in Österreich, ist die 
Verbeugung vor einem Stückchen Macht unser neuer Gruß? 
„Leiste keinen vorauseilenden Gehorsam“, hat der Historiker 
Timothy Snyder in seinem Buch „Über Tyrannei“ geschrieben. 
Wie aktuell diese Aufforderung doch ist, in Österreich, im Jahr 
2019; wie schrecklich, dass wir darüber reden müssen. „Die 
Demokratie stirbt in der Dunkelheit“, heißt es bei der Washing-
ton Post, auch das kann man nicht oft genug zitieren. 

Dieses Buch soll zu mehr Helligkeit in Österreich beitragen. 
Auch dazu, dass die Macht, die zur Politik immer dazugehört, 
mit mehr Verantwortung ausgeübt wird. Und niemand mehr 
Angst vor denen haben muss, die gerade an der Macht sind. 
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2. Sebastian Kurz –  
der Kontrollor

Message Control – dieses Wort bleibt jedenfalls von der Regie-
rung Kurz, und es beschreibt am besten, wie der junge Politiker 
seinen Weg nach oben plante: einfache Botschaften formulie-
ren und dafür sorgen, dass diese überall verbreitet werden. Da-
bei darf man auch keine Scheu haben, immer wieder dasselbe 
mit denselben Worten und derselben Stimmlage zu erzählen. 
Bis es jedenfalls die Anhänger auch verinnerlicht haben und 
genauso weitergeben.

Message Control bedeutet aber noch etwas: nämlich an-
derslautende Meldungen und Meinungen möglichst zu unter-
drücken. Das hat Sebastian Kurz am Anfang vermieden, mit 
zunehmender Selbstsicherheit aber – spätestens ab der Zeit 
im Außenministerium – diszipliniert, manche sagten brutal 
durchgezogen. Die eigenen Funktionäre wurden angewie-
sen, was zu sagen ist. Schon im Wahlkampf wurden die Quer-
einsteiger, die nach und nach präsentiert wurden, von ÖVP-
Sprechern streng geführt, bei Interviews war ein Lob für den 
Parteichef immer dabei, und auch als sie dann frei gewählte 
Abgeordnete zum Nationalrat waren, bestimmten Pressemit-
arbeiter, wann diese was sagen durften. In Artikel 56 Absatz 1 
der Bundesverfassung heißt es: „Die Mitglieder des National-
rates und die Mitglieder des Bundesrates sind bei der Aus-
übung dieses Berufes an keinen Auftrag gebunden.“ Dieser 
Satz gehört in jeden Parlamentsklub – in großer Schrift. 

In das ÖVP-Team der Bundesregierung hat Kurz dann fast 
ausschließlich politisch völlig unerfahrene Personen geholt. 
Und sie bekamen alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus 
dem Umfeld von Kurz für ihre Kabinette. Nur Josef Moser, frü-
her einmal Jörg Haiders wichtigster Berater, aber ein Mann mit 
ausgeprägtem Sturschädel, wählte sein Team selbst aus und 
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missachtete manchmal die Message Control, was ihm intern 
Kritik eintrug. Genau mit dieser Methode wurde ja darauf ge-
achtet, dass in den Medien, soweit das möglich war, die Sicht-
weise des Politikers ungefiltert dargestellt wurde. 

Auch Erwin Pröll sollte kontrolliert werden

Manchmal ging diese Methode aber schief, denn auch Kont-
rollore sollten wissen, mit wem sie es zu tun haben. Beim frü-
heren niederösterreichischen Landeshauptmann Erwin Pröll, 
der in seiner langen Amtszeit als Landeschef (1992–2017) selbst 
durchaus ein ungebrochenes Verhältnis zur Macht hatte, 
musste die Message Control scheitern, und das ging so: 

Am 29. Jänner 2018 gab Pröll SchauTV, dem TV-Sender des 
KURIER, ein Interview. Dabei ging es unter anderem um die 
sogenannte Nazi-Liederbuchaffäre des niederösterreichischen 
FPÖ-Spitzenkandidaten für die Landtagswahl, Udo Landbau-
er. Ein Liederbuch seiner Burschenschaft Germania in Wiener 
Neustadt war bekannt geworden, in dem schreckliche Nazi-Lie-
der enthalten waren. Derselbe Landbauer hatte im Wahlkampf 
die ÖVP-Landeshauptfrau Johanna Mikl-Leitner als „Moslem- 
Mama“ bezeichnet. 

Pröll sprach in dem Interview klar und ruhig von „der ge-
meinsamen Aufgabe der türkis-blauen Bundesregierung, sich 
von Schatten der Vergangenheit zu befreien.“ Und Pröll weiter: 
„Da kann sich der Bundeskanzler genauso wenig wie der Vize-
kanzler aus der Verantwortung stehlen“. Pröll sah „in der jetzi-
gen Phase ein Mondfenster, wo es gelingen kann, die Schatten 
der Vergangenheit abzuwerfen und ohne Ballast in die Zukunft 
zu gehen, wenn hier klare Schritte gesetzt werden“.

Das war keine Attacke, das war eine nüchterne Analyse ei-
nes erfahrenen Politikers der ÖVP. Aber kaum war der Wortlaut 
des Interviews auf der Website kurier.at, ging auf dem Handy 
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des früheren Landeshauptmanns einen Anruf ein. Wolfgang 
Sobotka rief an, von Beruf Präsident des österreichischen Na-
tionalrats. Pröll selbst war in einem Gespräch, also antwortete 
ein Mitarbeiter. Was Sobotka denn wolle? Nichts weniger, als 
dass Pröll seine Aussagen in diesem Interview zurückziehen 
solle. Es war klar, warum. Der Truppe um Kurz waren Lie-
derbuch und allfällige Kommentierungen über dieses völlig 
gleichgültig, aber dass der langjährige Politiker Pröll den Na-
men Kurz in Zusammenhang mit dem Nazi-Skandal erwähnte 
und die gesamte Bundesregierung zur Verantwortung rief, das 
war zu viel. Als Pröll von dem ungewöhnlichen Begehr erfuhr, 
ein Interview zurückzuziehen, das ja für das Fernsehen be-
reits aufgezeichnet war, reagierte er eher ungehalten. Er denke 
nicht daran, das zu tun. Das hätte das Ende dieser Geschichte 
sein können, war es aber nicht, denn es kam noch ein Anruf, 
diesmal vom Bundeskanzler höchstpersönlich. Erwin Pröll 
hatte in der Zwischenzeit sein Gespräch beendet und war für 
Sebastian Kurz am Telefon zu sprechen, aber sicher nicht für 
dessen Anliegen zu haben. Ganz im Gegenteil, wie sich Pröll 
später gegenüber dem Autor noch genau erinnert: „Es hat am 
Telefon eine heftige Diskussion gegeben.“ Mehr wollte er dazu 
nicht sagen. Aber wer den selbst- und machtbewussten Erwin 
Pröll kennt, weiß, dass es da sehr deutlich zuging. 

Eines unterscheidet die beiden Politiker neben ihrem Alter 
ganz sicher: Mit Erwin Pröll konnte man streiten, so heftig, dass 
es auch unfein werden konnte. Aber der Landeshauptmann 
trug diese Differenzen persönlich aus, nicht über Beschwerden 
an „höherer Stelle“. Das macht eine ehrliche Versöhnung auch 
nach einem tiefen Zerwürfnis wieder möglich.

Ein Widerspruch taucht in der Persönlichkeit des jungen 
Mannes, der einmal als „größtes politisches Talent seit Bruno 
Kreisky“ oder zumindest seit Jörg Haider bezeichnet wird, auf: 
Der Unterschied zwischen einem selbstbewussten, manchmal 
sogar herrischen Auftreten und einer Unsicherheit, die sich bei 
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Kurz in eigenartigen Fragen ausdrückt. Ein ehemaliger sozial-
demokratischer Politiker berichtet von einem Treffen mit dem 
Bundeskanzler, wo die Frage auftauchte: „Wie schätzen Sie 
mich ein?“ Warum fragt das ein erfolgreicher Politiker mit sehr 
ordentlichen Sympathiewerten? Vielleicht, weil auch im Kreise 
der Berater niemand mehr da ist, mit dem er ein offenes Ge-
spräch über seinen inneren Zustand führen kann.

Eine Karriereleiter namens Junge ÖVP

Auf die Methoden der Message Control und ihre Auswirkun-
gen werden wir noch zurückkommen. Wahrscheinlich brau-
chen Politiker solche Instrumente, besonders dann, wenn sie 
nur wenige Überzeugungen, aber umso mehr Machtbewusst-
sein mit sich bringen. Kein Beruf, für den man absolut keine 
formale Ausbildung braucht, bietet in kurzer Zeit so viele Mög-
lichkeiten der öffentlichen Profilierung wie der des Politikers, 
und das gilt gerade auch für den Nachwuchs. Sebastian Kurz 
hat das gewusst und seit seiner Zeit als Schüler angestrebt. Mit 
16 Jahren wollte er der ÖVP in seinem Heimatbezirk Meidling 
beitreten. Diese Bezirksorganisation – in einer Gegend, wo 
es die Schwarzen traditionell schwer hatten und haben – war 
wenig weitsichtig und wollte den ehrgeizigen Burschen wegen 
seiner Jugend noch nicht, also ging er in die Innere Stadt. Mit 
23 Jahren wurde er Obmann der Jungen ÖVP. Die Parteijugend 
wurde traditionell nur beschränkt ernst genommen, obwohl 
sie seit 1971 eine gleichberechtigte Teilorganisation der ÖVP 
ist. Immerhin, einige ihrer Chefs schafften es später in die Spit-
zenpolitik. Fritz König, JVP-Chef zwischen 1960 und 1972 wur-
de ein beliebter Klubobmann, Josef Höchtl (1972–1981) schaffte 
den Sprung zum Chef des großen Arbeitnehmerbundes ÖAAB, 
Othmar Karas (1981–1990) wurde Generalsekretär der ÖVP 
und dann EU-Delegationsleiter und Vizepräsident des EU-Par-
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laments, Werner Amon (1993–2001) war Generalsekretär und 
wurde vor Kurzem zum Volksanwalt bestellt. Sie alle planten 
eine politische Karriere nach ihrer Tätigkeit in der Jungen ÖVP. 
Sebastian Kurz aber gelang es, schon in der Jugendorganisati-
on ein Team von Vertrauten zu bilden, mit denen er in der ÖVP 
Einfluss nehmen wollte.

In der Politik ist vieles Zufall. Manche Minister wurden am 
späten Abend gefragt, ob sie ein Amt in der Bundesregierung 
annehmen würden und wurden am nächsten Tag angelobt, 
andere bereiten sich jahrelang vor und schaffen den Sprung 
in die Spitzenpolitik dennoch nicht. Bei Kurz spielten mehrere 
Umstände zusammen. Josef Pröll trat im April 2011 nach einer 
Lungenembolie als Parteiobmann und Vizekanzler zurück, 
Michael Spindelegger folgte ihm nach. Er bildete den ÖVP-Teil 
der Regierung um, Prölls Generalsekretär Fritz Kaltenegger 
sollte Staatssekretär im Innenministerium werden. Aber Kal-
tenegger, zuvor auch Direktor des österreichischen Bauern-
bundes, dachte an ein Leben nach der Politik und wechselte in 
die Privatwirtschaft. Das war die Chance des Sebastian Kurz. 

Das Medienecho bei der Ernennung des 24-Jährigen war 
übrigens gar nicht so negativ, wie Kurz später behauptete. Oli-
ver Pink nennt ihn in der Tageszeitung Die Presse „eloquent 
mit vernünftigen Politikansätzen“, ich schrieb im KURIER, 
dass auf Kurz der größte Druck in der Regierung lasten werde, 
weil am Thema Integration schon viele Regierungen geschei-
tert seien. Der Standard war unfreundlich: „Sebastian wer? 
Das ist jener 24-jährige Jungspund, der im Wiener Wahlkampf 
einen auf geil machte und mit Riesengeländewagen und leicht 
bekleideten Frauen durch die Stadt düste (…). Das ist eine Ver-
arschung all jener, die in diesem Bereich tätig sind und sich um 
Integration bemühen.“ Der Boulevard kommt am „Geilomobil“ 
erst recht nicht vorbei, die Kronen Zeitung nennt Kurz „Geilo-
mat“, die Gratiszeitung heute titelt aufreizend, aber auch nicht 
so negativ: „Der jüngste und geilste Politiker in der Regierung.“
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Das „Geilomobil“ spielte im Wiener Wahlkampf von 2010 
eine Rolle, ein großes schwarzes Auto, das die Parole „Schwarz 
macht geil“ in Wien transportieren sollte. Das sorgte nicht für 
das beste Image, aber immerhin für ein Mandat im Wiener 
Landtag.

Nach seiner Bestellung zum Staatssekretär für Integration 
suchte Kurz schnell Kontakt zu den Journalisten, anfangs ext-
rem vorsichtig, fast unterwürfig. Auf die Idee, sich bei Zeitun-
gen zu beschweren, wäre er da nicht gekommen. Mit der Be-
stellung zum Außenminister im Dezember 2013 änderte sich 
viel. Seit März 2014 auch mit den Europa-Agenden ausgestattet, 
lud Kurz regelmäßig Journalisten auf seine Auslandsreisen ein 
und pflegte mit fast allen ein unverbindliches Du-Wort. Schon 
in dieser Zeit begannen die Anrufe in den Redaktionen, wenn 
etwas nicht so geschrieben war, wie sich das Kurz und die Sei-
nen erwartet hatten. Aber richtig los ging es, als Sebastian Kurz 
beschlossen hatte, dem neuen Bundeskanzler Christian Kern 
keine Zeit zu lassen, sich im Amt zu etablieren. Kern hatte sein 
Amt im Mai 2016 angetreten, ÖVP-Chef und Vizekanzler Rein-
hold Mitterlehner glaubte im Gegensatz zu Kurz an den Sinn 
einer Partnerschaft mit dem neuen SPÖ-Chef und zitierte im 
Nationalrat Hermann Hesse: „Und jedem Anfang wohnt ein 
Zauber inne“. Aber Sebastian Kurz wollte einen ganz anderen 
Anfang, nämlich seinen als Bundeskanzler. Und die Medien 
sollten ihm helfen. 

Das nicht immer freundschaftliche Du-Wort

Österreich sei zu klein für ein anständiges Miteinander von  
Politik und Medien, so heißt es immer. Das kann aber auch eine 
Ausrede sein. Sicher ist, dass Menschen, die einen journalisti-
schen Beruf wählen oder politisch aktiv werden, sich schon 
früh dafür interessieren. Da kennt man sich von der Universität, 
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dem Bundesjugendring, von Vorfeldorganisationen wie dem CV 
oder einer NGO. Später kommen Klausurtagungen dazu, Aus-
landsreisen oder die üblichen Termine beim Heurigen. Das Du-
Wort ist traditionell Teil der österreichischen Innenpolitik und 
sagt gar nichts über persönliche Nähe oder gar Freundschaft 
aus. Viele PolitikerInnen und JournalistInnen kennen einander 
von der Universität oder einer NGO. Ich selbst habe mit Michael 
Häupl, Josef Cap, Peter Pilz, Brigitte Ederer, Willi Molterer, Josef 
Moser und Wolfgang Brandstetter studiert, um nur einige Na-
men zu nennen, und ich verstand mich später nicht unbedingt 
mit allen besser, die wie ich in der Österreichischen Studenten-
union (ÖSU) aktiv waren. Jörg Haider oder Helmut Zilk duzten 
ohnehin jeden, auch Fremde auf der Straße, egal ob jünger oder 
älter, ich war mit beiden per Sie, und für Sebastian Kurz war das 
Du-Wort von Anfang an selbstverständlich, auf Grund seines 
Alters und weil er sehr locker damit umging.

Kurz schaute aber auch von Anfang an, wie er Medienhäu-
ser mit öffentlichem Geld für seine Person einnehmen könnte. 
Es gibt Ministerien, die mehr Geld für Inserate ausgaben als 
das Außenministerium unter Sebastian Kurz, aber was soll das 
Außenamt überhaupt bewerben? Da fiel dem Kabinett schon 
etwas ein, und damit hatte Kurz schon einmal die Gratiszei-
tung Österreich auf seiner Seite. Das tat der Geldbörse des fi-
nanzaffinen Verlegers Wolfgang Fellner gut, regelmäßige In-
terviews waren gut für beider Ego. 

Aber das Auffälligste an Kurz war, sobald er sich in seiner 
Funktion als Staatssekretär eingerichtet hatte und erst recht 
dann als Außenminister, sein ausgeprägter Wunsch, alles, was 
über ihn berichtet wurde, kontrollieren zu können. Bis ins De-
tail. Ich erinnere mich an eine Szene beim Staatsbesuch des 
Bundeskanzlers im Juni 2018. Kurz stand mit ein paar Beratern 
in der Lobby des Hotels in Jerusalem. Ich näherte mich der 
Gruppe und machte mit dem Handy Fotos, auf denen der Bun-
deskanzler von hinten zu sehen war. Sofort wurde er unruhig. 
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Warum wird hier fotografiert? Klar, er hat immer seinen Leib-
fotografen dabei, der nur die vorteilhaften Fotos aussucht, im 
Idealfall jene, wo der Bundeskanzler hohen Staatsgästen oder 
Wirtschaftsführern mit erhobener Hand den Weg weist. Fotos, 
auf denen Kurz verloren wirken könnte, darf es nicht geben.

Also wirkt er meistens gut geschminkt, tritt immer unta-
delig gekleidet auf, auch wenn es mal sportlich sein soll, und 
stets ist eine Gruppe von Vertrauten um ihn herum. Er vermei-
det es, öffentlich zu essen oder irgendwie aus dem Rahmen zu 
fallen. Er will genau wissen, wann und wie er fotografiert wird. 
Deshalb sind seine wichtigsten Begleiter neben den Presse-
sprechern der Fotograf und das Kamerateam. Kein Event ist zu 
unbedeutend, als dass nicht in Echtzeit ein Video gedreht wird 
und über Twitter und Facebook und Instagram verbreitet wird. 
Wenn er in der Holzklasse fliegt, wird gefilmt und fotografiert, 
wenn er aber auf Langstrecke Business Class fliegt, was ihm 
bei seiner Funktion und seinem Arbeitspensum durchaus zu-
steht und auch vorkommt, darf das nicht verbreitet werden. Auf 
Twitter folgen 350.000 User, auf Facebook hat er über 800.000 
Abonnenten, auf Instagram knapp 100.000. Dazu kamen offi-
zielle Seiten des Kanzleramts und der ÖVP. Die Show läuft per-
manent. Aber das reicht nicht. Also rief er auch als Kanzler in 
allen Redaktionen an, und sei es nur, um einen Zwischentitel in 
einer Meldung der Austria Presse Agentur zu bemängeln, mit 
der deutlichen Bitte, oder sagen wir Aufforderung, das zu kor-
rigieren. Am liebsten würde er nicht nur die Aufnahmen seiner 
persönlichen Fotografen in den Medien wiederfinden, sondern 
dazu gleich auch die Presseaussendungen seiner Mitarbeiter.

Nur selten zeigte der Kontrollor Nerven 

Der Versuch wird natürlich gemacht. Für die Sonntagszeitun-
gen wird ein Thema aufbereitet, am Montag folgt eine Presse-
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konferenz. Niemand macht das so perfekt und konsequent wie 
das Team um Kurz.

Dabei ist Kurz in der Regel nicht wie Donald Trump, also 
impulsiv, unberechenbar oder beleidigend. Im Gegenteil, 
meistens kontrolliert, freundlich, „on message“, wie das in der 
Fachsprache so schön heißt.

Eine seiner liebsten Formulierungen ist, dass er „gegen das 
Anpatzen“ sei. Im Wahlkampf 2019 war das eine seiner ersten 
Stellungnahmen. Er selbst hielt sich meistens daran, sein Ge-
neralsekretär und andere Mitarbeiter nicht immer, aber nach 
Auftauchen des „Ibiza-Videos“ überraschte er, als er sofort 
„Silberstein“ rief, ohne irgendeinen Beweis oder auch nur ei-
nen Hinweis zu haben. „Silberstein“ rufen, das war eine für ihn 
unpassende Reaktion, so etwas überlässt man normalerweise 
den Parteisekretären. Interessanterweise verschärfte er den 
Silberstein-Vorwurf im Sommergespräch mit Corinna Milborn 
auf Puls 4. Und fügte noch den Namen Gabriel Lansky dazu, 
ein der SPÖ nahestehender Anwalt. Dieser habe das Video „an-
geblich“ verkauft. Einen Beleg dafür konnte er nicht erbringen. 
Eine Strategie hinter diesem „Anpatzversuch“ war nicht zu er-
kennen, die SPÖ erwirkte eine einstweilige Verfügung, Lansky 
kündigte Klage an, reichte sie aber nach einem Gespräch mit 
Kurz nicht ein. Man habe sich geeinigt, dass Kurz den Vorwurf 
nicht wiederholen werde, so der Anwalt.

Ein weiteres seltenes Beispiel, das zeigt, dass Kurz als 
Kanzler die Nerven verlieren konnte, und zwar massiv und in 
aller Öffentlichkeit: Im März 2019 berichteten alle Medien vom 
Vorhaben der Bundesregierung, die Parteienförderung nicht 
so stark zu erhöhen, wie es das Gesetz eigentlich vorsehen 
würde, sondern nur um 2 Prozent, also in der Größenordnung 
der Inflation. Laut Gesetz wäre eine Steigerung von 7,8 Prozent 
fällig gewesen. Der Seinder Ö3 meldete in den 7-Uhr-Nachrich-
ten des 20. März völlig korrekt, dass die Regierung die Partei-
enförderung erhöhen wolle, eben um 2 Prozent, die Opposition 
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aber dagegen sei. Außerdem beließ die Regierung die Bestim-
mung, dass es auch in den nächsten Jahren eine automatische 
Valorisierung geben werde. Im Gegensatz dazu hatte sich Kurz 
im Jänner für ein komplettes Aussetzen der Erhöhung ausge-
sprochen. Nach dem Ministerrat an diesem Mittwoch aber 
warf Kurz mit deutlich erhöhter Stimme den Ö3-Nachrichten 
„die ultimative Form der Falschinformation“ vor. Das war eine 
Formulierung, wie sie eher von der stets ORF-kritischen FPÖ 
erwartet worden wäre. Kurz schwächte dann ab, er wolle keine 
Medienkritik üben, aber eben auch keine Falschinformationen 
hören. Ö3 lag völlig richtig, aber Kurz ging es darum, dass sei-
ne Attacke vor allem von ORF-Redakteuren richtig verstanden 
wurde. Zu dieser Zeit hatte die FPÖ wieder einmal das Ende 
der Gebühren für den ORF verlangt, da wollte auch Kurz of-
fenbar etwas Druck auf den öffentlichen Rundfunk und dessen 
Journalisten machen.

Normalerweise nahm Kurz selbst nur die Vorbereitung von 
Schmutzarbeit in die Hand, hinter den Kulissen, also so, dass 
er nicht damit identifiziert werden konnte. Spätestens seit Kurz 
beschlossen hatte, die Regierung Kern/Mitterlehner zu ihrem 
Ende zu bringen oder ihr zumindest keinen Erfolg zu gönnen, 
also bald nach dem Antritt von Christian Kern im Mai 2016, be-
gannen die Vorbereitungen für die Übernahme der ÖVP. Ein 
klares Ziel war die Schaffung einer der ÖVP noch freundliche-
ren Medienlandschaft. So hörte ich bald aus der Umgebung 
des Außenministers, jetzt müsse „der KURIER auf Linie ge-
bracht werden“. Ja, genau so war die Formulierung. Dann wur-
de es schon persönlicher. Ein anderes Statement wurde mir 
so nähergebracht: „Du musst dich drei Schritte von Christian 
Konrad entfernen.“ Drei Schritte entfernen? Was heißt das? 
Warum? Und warum solle der KURIER, wie es hieß, „auf Linie 
gebracht werden“? 

   39



www.kremayr-scheriau.at

ISBN 978-3-218-01192-1

Copyright © 2019 by Verlag Kremayr & Scheriau GmbH & Co. KG; Wien

Alle Rechte vorbehalten

Schutzumschlaggestaltung: Christine Fischer  
Typografische Gestaltung und Satz: Danica Schlosser 
Lektorat/Produktion: Stefanie Jaksch  
Druck und Bindung: Christan Theiss GmbH, St. Stefan im Lavanttal

208    208




